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Die politiſchen Arbeiter- Parteien der Gegenwart und 
ihre Ziele. 
(Fortſetzung.) 
1 


Der allgemeine deutſche Arbeiterverein. 


Gründer des Vereins iſt Ferdinand Laſalle, geboren am 
11. April 1825 in Breslau, geſtorben am 31. Auguſt 1864 in Genf 
und begraben in Breslau. 

Die Energie, mit welcher Laſalle als Verfechter des Socialis⸗ 
mus auftrat, die Gewandtheit, mit welcher er den gegenwärtigen Un⸗ 
terſchied zwiſchen Capital und Arbeit in ſeinen Schriften zu behan⸗ 
deln und das Mißverhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zu beleuchten wußte, verhalf ihm in kurzer Zeit zu einer unumſchränkten 


Herrſchaft über Tausende von Arbeitern, die blindlings feinem Rufe 


folgten, ſeinen Anſchauungen mit Begeiſterung huldigten. 

Da mit Laſalle's Auftreten die Epoche der politiſchen Arbeiter- 
vereine in Deutſchland begann, ſo muß hier auf ſeine Ideen und 
Beſtrebungen kurz eingegangen werden. 

Laſalle forderte zunächſt den Arbeiterſtand auf, ſich als ſelbſſt— 
ſtändige politiſche Partei zu conſtituiren, das allgemeine gleiche 
und directe Wahlrecht anzuſtreben und das ſ. g. eherne ökono- 
miſche Geſetz zu brechen, welches darin beſtehe, daß der durch⸗ 
ſchnittliche Arbeitslohn immer auf den nothwendigſten Lebensunterhalt 
der in einem Volke gewohnheitsmäßig zur nothdürftigſten Friſtung der 
Exiſtenz und zur Fortpflanzung erforderlich ſei, reducirt bleibe. 

Die Wirkung und Natur dieſes Geſetzes iſt nach Laſalle, „daß 
von dem Arbeitserkrage (der Production) zunächſt ſo viel abgezogen 
und unter die Arbeiter vertheilt wird, als zu ihrer Lebensfriſtung 
nothwendig it (Arbeitslohn), während der ganze Ueberſchuß des Ar- 
beitsertrages auf den Unternehmer⸗Antheil fällt; — für die Arbeiter 
immer die Lebensnothdurft, für den Unternehmer⸗Antheil immer 
Alles, was über denſelben hinaus produeirt wird.“ 


Der liberale Oekonomismus, bemerkt Laſalle weiter, ſei eine 
ganz falſche Lehre, nur erfunden im Intereſſe des Capitals zur un— 
begrenzten Ausbeutung der arbeitenden Claſſen; den letzteren ſei mit 
der negativen Freiheit der liberalen Oekonomie nicht geholfen, ſondern 
es bebürfe einer neuen poſitiven Organiſation des Erwerbslebens, die 
Staatsidee des liberalen Oekonomismus ſei eine falſche und diene 
lediglich zur Privilegirung der Reichen, die der Staat ſchütze, wäh⸗ 
rend er die Nichtbeſitzeuden ſich ſelbſt überlaſſe. Es müſſe alſo der 
Neubau der Geſellſchaft auf völlig veränderter Baſis der Volksarbeit 
die Realiſirung einer neuen Staatsidee zur unbedingten Vorausſetzung 
E die Bourgeoiſie ſei der größte Feind der arbeitenden Claſſen 
und könne die Politik der erſteren nie jene der letztern ſein, weßhalb 
der vierte Stand ſich ſelbſt emancipiren und einen ſeiner numeriſchen 
Ueberzahl entſprechenden Einfluß auf den Staat zu gewinnen trachten 
müſſe. 

j In einer Schrift, betitelt: Herr Baſttat Schulze, der ökono⸗ 

miſche Julian, oder Capital und Arbeit, Berlin 1864), erwähnt 
Laſalle u a., der Zufall ſpiele Ball; wo der Zufall herrſche, ſei die 
Freiheit des Individuums aufgehoben. Das Band des geſellſchaftlichen 
Zuſammenlebens ſei Eonjunctur und das übernatürliche metaphyſiſche 
Rathen auf die Wirkung, welche dieſe unwißbaren Umſtände hervor⸗ 
bringen, heiße Speculation. Es handle ſich nicht bloß darum, das 
Capital zum todten dienenden Arbeitsinſtrument zu degradiren, nicht 
blos darum, die Theilung der Arbeit aufzuheben, ſondern darum, ſie 
weiter zu entwickeln. Es ſei nur erforderlich, in der geſammten Pro⸗ 
duction die individuellen Productionsvorſchüſſe aufzuheben, die ohnehin 
gemeinſame Arbeit der Geſellſchaft auch mit den gemeinſamen Vor- 
ſchüſſen derſelben zu betreiben und den Ertrag der Production an 
Alle, welche zu ihr beigetragen haben, nach Maßgabe dieſer ihrer 
Leiſtung zu vertheilen. Das Uebergangsmittel hiezu ſeien die Produc⸗ 
ti vaſſociationen der Arbeiter mit Staatseredit. 
Der Arbeiter ſoll ſonach fein eigener Unternehmer mit Staats- 
hilfe werden und damit zum Ar beitslohne auch den Unter- 
nehmergewinn erhalten. Was der Staat z. B. bei den Eiſenbahnen 
ſchon gethan habe, müſſe er auch bei den großen Arbeiteraſſoctationen 
thun, nämlich Zinsgarantie übernehmen, Capital und Credit ver⸗ 
ſchaffen, wogegen er dann die Statuten zu genehmigen und die Ge— 
ſchäftsleitung zu controliren hätte “). 


) Die Schrift iſt gerichtet gegen den frühern preußiſchen Kreisrichter Schulze zu 
Delitſch, welcher in einem Arbeiterkatechismus die Hauptlehren der liberalen 
Nationalbkonomie ungefähr im Sinne des hervorragenden franzöſiſchen Nati⸗ 
onalökonomen Friedrich Baſtiat, der entſchieden den Freihandel vertheidigt 
hatte und gegen die ſocialiſtiſchen Anſchauungen aufgetreten war, dargelegt 
hatte. Der weitere Name Julian entſtand aus dem Zuſammenhange mit einer 
Schrift, welche Laſalle 1862 gegen den Literaten Julian Schmid gerichtet hatte. 
Von den Schriften Laſalle's find die beachtenswertheſten: 
1. Die indirecte Steuer und die Lage der arbeitenden Claſſen, Chicago, Charles 
Ahrens, 

2.055 Arbeiterprogramm, Leipzig 1870, Verlag des Vereins, 

3. Das Arbeiterleſebuch, Leipzig 1868, Verlag des Vereins, 

4. Die Agitation des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins, Leipzig, 1870, 
Julius Nothing, 


** 


Se 


Der Sitz des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins war 1863 | 
in Leipzig, 1868 in Berlin und iſt ſeit 10. Juni 1874 in Bremen Die 
Preßorgane desſelben ſind „der Socialdemokrat“ und „Neuer 
Socialdemokrat“. 

Die Leitung des Vereins iſt nach Laſalles Tod an Schweizer 
und von dieſem an Haſen clever, dermaligen Reichstagsabge⸗ 
ordneten, übergegangen. 

Nach dem Tode Laſalles entſtanden in dem Vereine verſchiedene 
Differenzen und theilweiſe anderweitige Anſchauungen, welche die 
Bildung mehrerer Fractionen zur Folge hatten, nämlich 

a) des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins, ſ. g. 
weibliche Linie, unter der Führung der Gräfin Hatz feld 188%, 
und Fritz Mende 1872, welcher Verein als Grundlage Laſalle's 
Statuten und Geſchäftsreglement anerkannte, ſeinen Sitz in Dresden 
und als Parteiorgan „Die freie Zeitung“ hatte. Dieſer Verein iſt 
nunmehr eingegangen; 

b) des allgemeinen deutſchen ſocialdemokratiſchen 
Arbeitervereins mit internationaler Färbung unter der Führung 
Tauſcher⸗ Neff, ſ. g. ſüddeutſche Fraction, mit dem Parteiorgane 
„Der Proletarier“. Dieſer Verein hat ſich aber im Jahre 1870 auf 
dem Stuttgarter Congreſſe mit der ſocialdemok ratiſchen 
Arbeiterpartei vereinigt; 

e) der ſocialdemokratiſchen Arbeiterpartei, welche 
nachfolgend in einem beſondern Abſchnitte behandelt werden wird. 

Die Grundlagen des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins bes 
ruhen auf Laſalle's Statuten und Geſchäftsreglement des allgemeinen 
deutſchen Arbeitervereins 1863. 

Nach dieſen Statuten verfolgt der Verein, von der Ueberzeu— 
gung ausgehend, daß nur durch das allgemeine, gleiche und directe 
Wahlrecht, ſowie durch die Aufklärung der Arbeiterclaſſe eine genü⸗ 
gende Vertretung der ſocialen Intereſſen der Arbeiter und eine wahr⸗ 
hafte Beſeitigung der Claſſengegenſätze in der Geſellſchaft herbeigeführt 
werden kann, den Zweck: „auf friedlichem und geſetzlichen Wege, ins⸗ 
beſondere durch das Gewinnen der öffentlichen Ueberzeugung, für die 
Herſtellung des allgemeinen, gleichen und directen Wahlrechts zu 
wirken, ſowie die Arbeiterelaſſe in ökonomiſcher und ſocialpolitiſcher 
Beziehung aufzuklären.“ 

Der Verein hat ferner nach den Statuten keine Zweigvereine, 
vielmehr gehören ihm alle Mitglieder ohne Rückſicht auf ihren Wohnort 
unmittelbar an; die Angelegenheiten des Vereins werden durch einen 
Vorſtand verwaltet, welcher aus dem mittelſt abſoluter Majorität zu 
wählenden Präfidenten und 24 Mitgliedern beſteht, unter welchen ſich 
ein Caſſier und ein beſoldeter Secretär befindet. 

Ueber die innere Organiſation, den Geſchäftsgang, die Mittel 
zur Förderung des Vereinszweckes, über das Schreib- und Caſſeweſen 
entſcheidet diefer Vorſtand nach einfacher Majorität; in dringenden 
Fällen kann aber der Präſident vorbehaltlich der in 3 Monaten nach- 
zuholenden Genehmigung des Vorſtandes alle Anordnungen treffen. 
Jedes Mitglied hat beim Eintritt 2 Silbergroſchen zu bezahlen, 
ſowie wöchentlich ½ Silbergroſchen. 

Der Vereinszweck der Aufklärung der Arbeiterclaſſe in öko— 
nomiſcher und ſocialpolitiſcher Beziehung tft jedenfalls fo 
dehnbar, daß ſchließlich unter demſelben wohl alle ökonomiſchen, 
ſocialen und politiſchen Fragen verſtanden werden können, weßhalb 
dieſer Verein auch ſchon vielfache Beanſtandungen durch die Gerichte und 
Polizeibehörden gefunden hat. Zur Zeit iſt er in Preußen aufgelöst, 
welcher Auflöſung er freilich einen Poſſen damit ſpielte und nach der 
gegenwärtigen Geſetzgebung ſpielen konnte, daß der Verein ſeinen Sitz 
von Berlin nach Bremen verlegt und dort ſich conſtituirt hat. Ueber 
dieſe vorerwähnte Auflöſung führte der Verein in feinen Blättern“) 
lebhafte Klage, indem man ihn nur deßhalb verfolge, weil man in 
der praktiſchen Anwendung des Prineips der Volksſouveränität und in 
der ſtets fortſchreitenden Ausdehnung des Vereins in der deutſchen 


5. Macht und Recht, Leipzig 1870, Jultus Röthing, 

„Fichte's politiſches Vermächtniß, Leipzig, Verlag des Vereins, 

. Ueber Verfaffungsweſen, Leipzig 1870, Verlag des Vereins, 

. An die Arbeiter Berlins, Leipzig 1868, Verlag des Vereins, 

Zur Arbeiterfrage, Leipzig 1869, Verlag des Vereins, 

10. oe: Antwortſchreiben an das Centralcomité, Leipzig 1869, Verlag des 
Bereins. 
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*) Neuer Socialdemokrat v. 26. Juni 1874, Nr. 72. 


Nation eine künftige Gefahr für das herrſchende Syſtem des Schein⸗ 
conſtitutionalismus erblicke. 
Die Grundlage des allgemeinen deutſchen Arbeitervereins, welcher 


vorzugsweiſe in Norddeutſchland verbreitet iſt, und z. Z. etwas über 


25.000 Mitglieder zählt, iſt das demokratiſche Princip der Volks⸗ 


ſouveränität, des Selbſtbeſtimmungsrechtes des Volkes, weßhalb auch in 


der Generalverſammlung des Vereins 1874 beſchloſſen wurde, daß 
alle Beſchlüſſe der Generalverſammlung, welche ſich auf das Programm 


und die Organiſation des Vereins beziehen, der Urabſtimmung aller 


Vereinsmitglieder unterliegen. Der Verein huldigt dem Centraliſations⸗ 
principe, welches jede locale Organiſation, jede ſelbſtſtändige Vereins⸗ 
thätigkeit der Mitglieder an den einzelnen Orten außer der perſönli⸗ 
chen Agitation ausſchließt. 

Aus einer gelegentlich eines Parteitages in Hannover am 
31. Mat 1874 abgehaltenen Volksverſammlung *) find folgende Re— 


ſolutionen bemerkenswerth: 


1. Der Kampf zwiſchen Capital und Arbeit, der mit der fte- 
tigen Entwicklung der heutigen Productionsweiſe mehr und mehr ſteigt 
und dadurch immer neue Noth und neues Elend für die Arbeiter— 
claſſe erzeugt, findet nicht eher ein Ende, als bis die Vorſchläge 
Laſalle's, nämlich Productivgenoſſenſchaften mit Staatshilfe überall ein- 
gerichtet, und dadurch angebahnt die Organiſation der Arbeit durch 
die raſtloſe ſocialiſtiſche Agitation zur Wirklichkeit geworden iſt. 

2. Der Untergang des Mittelſtandes iſt eine natürliche Folge 
der Großproduction dem kleinern Handwerke gegenüber. Da die 
Großproduction durch die Theilung der Arbeit aber neue Werthe 
viel leichter ſchaffen kann, ſo wäre es ein Rückſchritt an der Cultur, 
dieſelbe an ſich zu bekämpfen. Es liegt vielmehr im Intereſſe der 
Arbeit, die Großproduction in die Hände der Geſammtheit zu bringen, 
und hiezu ſollte der Mittelſtand, welcher der Concurrenz der Groß— 
production unterliegt, im eigenen Intereſſe Hilfe leiſten. 

3. Da nur die Geſetzgebung durch Einführung eines Normal- 
Arbeitstages mit möglichſt kurzer Arbeitszeit, durch Abſchaffung 
der Kinder-, Frauen-, Zuchthaus⸗, Sonntags⸗Arbeit den Druck des 
Capitals auch bei der gegenwärtigen Productionsweiſe lindern kann, 
weil durch derartige Geſetze die Arbeitskriſis abgeſchwächt und die 
beſſere Entwicklung der geſammten Arbeiterbevölkerung gefördert wird, 


da ferner nur die Geſetzgebung Mittel und Wege ſchaffen kann, Pro- 


ductivgenoſſenſchaften nach den Vorſchlägen Laſalle's einzurichten und 
die Organiſation der Arbeit, die allein das Heil der Geſammtheit 
bedingt, herzuſtellen, jo iſt es Pflicht aller Arbeiter, Hand⸗ 
werker und kleinen Beamten, kurz aller derer, welche 
unter dem Drucke der Capitalmacht ſeufzen, durch rege Agitation dahin 
zu wirken, daß das allgemeine gleiche directe Wahlrecht für alle geſetz— 
gebenden Körper eingeführt und in dieſelben nur Männer gewählt 


werden, welche unerſchrocken für das Recht der Arbeiter einſtehen. 


Der allgemeine deutſche Arbeiterverein iſt im Allgemeinen wohl 
ein nationaler, ſelbſtſtändiger und unabhänger Verein, doch kann auch 
nicht verkannt werden, daß derſelbe, wie ſein Gründer Laſalle, mehr 
oder weniger unter dem Einfluſſe von Carl Marx, dem Haupte 
der Internationale, ſteht, und daß ſeine Vorſtände und Hauptagitatoren 
ſowohl in den Vereinsverſammlungen als in ihren Preßorganen mit⸗ 
unter eine Sprache führen, welche mit ihrem Vereinszwecke, die 
Löſung der ſocialen Frage auf friedlichem und geſetzlichen 
Wege herbeizuführen, in ſehr bedenklicher Weiſe collidirt. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mlittheilungen aus der Praris. 


Zur Abgrenzung der gewerblichen Rechte der „Baumeiſter“ und 
der „Maurermeiſter“. (§ 23 Gew.⸗Ordg.) 


Vielfache von Seite des Magiſtrates in Wien erfolgte Bean— 
ſtändungen der Maurermeiſter wegen Uebergriffen in das Gewerbs⸗ 
gebiet der Baumeiſter und diesfalls erfloſſene Decrete und Strafer⸗ 
kenutniſſe des Magiſtrates und der Statthalterei haben 23 Maurer⸗ 
meiſter veranlaßt, ſich mittelſt einer Collectiv-Eingabe an die Statt⸗ 


) Neuer Socialdemokrat v. 1. Juni 1874, Nr. 62. 


balterei um Schutz ihrer Gewerbsrechte zu wenden. In dieſer Ein⸗ 
gabe beſchwerten ſich die Maurermeiſter: a) daß der Magiſtrat 
fie in neuerer Zeit nicht als Maurermeiſter, ſondern als „conceffio- 
nirte Maurer“ titulire, ſo daß zwiſchen ihnen und den Maurer⸗ 
gehilfen faſt kein Unterſchied gemacht werde, und b) daß man ihnen 
das Recht abſpreche, Hochbauten zu führen und die Pläne ſelbſt⸗ 
ſtändig zu unterzeichnen. Sie ſeien nach $ 23 alin. 1 der Gew.⸗ 
Ordnung berechtigt, alle in ihr Fach einſchlagenden Arbeiten 55 
ſtändig, d. i. nicht unter der Leitung eines Baumeiſters auszuführen 
und es könne doch nicht zweifelhaft ſein, daß das ſämmtliche Mauer⸗ 
werk eines Hochbaues in das Fach der Maurer einſchlage. Die Leitung 
eines großen Baues mit Vereinigung aller Profeſſioniſtenarbeiten 
werde von ihnen ohnehin nicht beanſprucht und ſtehe nur den Bau- 
meiſtern zu. Die Bauordnung enthalte keinen Paſſus, wornach der 
Bauplan von einem Baumeiſter verfaßt ſein müſſe. Deßhalb habe 
der Magiſtrat früher anſtandslos die von Maurermeiſtern unterfer⸗ 
tigten Pläne angenommen. Seit 1872 wurde die Mitfertigung eines 
Zimmermeiſters verlangt, jetzt aber werde jede Unterſchrift eines Maurer⸗ 
meiſters auf dem Bauplane beanſtändet Auf dieſe Art ſei das Ge— 
werbsrecht der Maurermeiſter auf das Ausweißen, Verputzen innerer 
Räume und ganz kleine Adaptirungen beſchränkt; denn zu jedem 
irgend namhafteren Bau ſei ſchon ein Bauconſens, alſo ein Bau: 
plan erforderlich, deſſen Verfaſſung nach Anſicht des Magiſtrates nur 
dem Baumeiſter zuſtehe. Die vom Magiſtrate eingeführte Praxis 
ziehe nur eine Umgehung des Geſetzes nach ſich, indem es gefällige 
Baumeiſter genng gebe, welche gegen ein Honorar Baupläne unter⸗ 
zeichnen, ſich weiters aber um den Bau nicht kümmern. Endlich heben 
die Beſchwerdeführer hervor, daß ſie rückſichtlich der Steuern den 
Baumeiſtern faſt gleichgeſtellt ſeien. Das Petitum der Beſchwerde 
ging dahin, daß die Maurermeiſter die bei Hochbauten oder Adap⸗ 
tirungen vorkommenden Maurerarbeiten ſelbſtſtändig ohne Beaufſichti⸗ 
gung durch einen Baumeiſter und ohne daß letzterer die Baupläne 
zu unterfertigen hat, auszuführen berechtigt ſeien, und daß es genüge, 
wenn der Maurermeiſter, der den Bau zur Ausführung übernahm, 
die Baupläne unterſchreibt. 

Die Statthalterei erkannte nach Einholung der behördlich 
techniſchen Gutachten, daß das Geſuch der Maurermeiſter um die 
Bewilligung zur ſelbſtſtändigen Ausführung der Maurerarbeiten bei 
Hochbauten ohne Beauffichttgung eines Baumeiſters und unter alleiniger 
Fertigung der Baupläne, ſowie deren Beſchwerde gegen die Titu— 
lirung „conceſſionirte Maurer“ im Grunde des § 23 der Gewerbe— 
ordnung, der §§ 7, 29, 31 der Wiener Bauordnung und der 
§§ 381— 285 des Strafgeſetzes zurückgewieſen werde, und zwar mit 
folgender Begründung: „Aus dem § 23 der Gewerbeordnung geht 
hervor, daß der Bewerber um ein Maurergewerbe nur den Nachweis 
über die ſpeciell beim Maurergewerbe erworbene Befähigung, keines⸗ 
wegs aber den Nachweis über eine theoretiſche Fachbildung und 
Kenntniß der verſchiedenen Baugewerbe zu liefern habe. Da die 
ſämmtlichen Peteuten zur Erlangung ihrer Gewerbe keine anderen als 
die vorgeſchriebenen Nachweiſe geliefert haben, jo können fie auf 
andere, als die mit ihrer Coneeſſion erworbenen Rechte keinen An— 
ſpruch machen. Den weſentlichſten Theil bei Hochbauten bildet die 
Maurerarbeit und ihre Ausführung iſt an die Kenntniß der Geſetze 
der Stabilität u. Schönheit gebunden, deren Beſitz aus öffentlichen 
Sicherheits-, bau⸗ und feuerpolizeilichen Rückſichten von Jedem ge⸗ 
fordert werden muß, der einen Bau leitet oder ausführt. Auch ſteht 
die Ausführung der Maurerarbeit bei Hochbauten hinſichtlich der 
hiebei vorkommenden Conſtructionen in inniger Beziehung zu den 
übrigen Baugewerben, jo daß behufs des organiſchen Ineinander— 
greifens der verſchiedenen Bauprofeſſioniſtenarbeiten die Vereinigung 
der verſchiedenen Baugewerbe zur einheitlichen Leitung des Baues 
unbedingt nothwendig iſt. Auch die Beſtimmungen des Strafgeſetzes 
$$ 381— 385 halten bei Hochbauten nur die Verantwortlichkeit des 
Baumeiſters feſt. Nachdem die conceſſionirten Maurer nur eine auf 
empiriſchem Wege beim Gewerbe erworbene praktiſche Befähigung, 
alſo nur die Befähigung für das Maurergewerbe beſitzen, fo müſſen 
die von ihnen ſelbſtſtändig ausgeführten Maurerarbeiten nur ſolche 
ſein, zu welchen die zur Leitung von Hochbauten erforderlichen Kennt⸗ 
niſſe nicht unbedingt nothwendig find, alſo Maurerarbeiten untergeord- 
neter Gattung, bei welchen weder außergewöhnliche noch ſchwierige 
Conſtructionen vorkommen oder Bedenken gegen die Stabilität der 
Bauwerke eintreten können, noch überhaupt das Ineinandergreifen der 
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verſchiedenen Baugewerbe vorkommt, wogegen ſie unter der Leitung 
eines Baumeiſters alle Maurerarbeiten bei Hochbauten und Adap⸗ 
tirungen zu übernehmen und auszuführen berechtigt ſind. Demzufolge 
erſcheint die Beſchränkung der Bittſteller auf die Grenzen ihrer 
Conceſſion ſeitens des Magiſtrates nicht als willkürlich, ſondern 
geſetzlich und noch dadurch motivirt, daß die Maurermeiſter das 
organiſche Ineinandergreifen der verſchiedenen Bauprofeſſtoniſten⸗ 
Arbeiten nicht zu beurtheilen im Stande ſind. Der größte Theil 
der conceſſionirten Maurer hat keine wiſſenſchaftliche Vorbildung 
genoſſen und iſt auch in der Regel nicht im Stande einen Baur 
plan zu verfaſſen, weßhalb die Unterfertigung der Pläne für 
Hochbauten, welche das Geſammtbauwerk darſtellen, durch coneeſſio— 
nirte Maurer allein nicht zuläſſig erſcheint, weil dieſe eine Verant⸗ 
wortlichkeit für die Ausführung anderer Bauprofeſſioniſten-Arbeiten 
nicht übernehmen können und weil ohne einheitliche Leitung der ver⸗ 
ſchiedenen Arbeiten kein befriedigendes Reſultat zu erwerben iſt. Die 


von den Petenten erwähnte häufig unbefugte Ausführung von Hoch— 


bauten mit Zuhilfenahme eines den Plan unterſchreibenden Bau— 
meiſters iſt eine Uebertretung nach § 133 lit. c der Gew. Ord. Die 
Beſchwerden rückſichtlich der Beſteuerung und rückſichtlich der Titu— 
latur „conceſſionirte Maurer“ find unbegründet, denn die Steuer 
wird nach dem Geſchäftsumfange bemeſſen und die obige Titulatur 
entſpricht dem Wortlaute des § 23.“ 

Im Miniſterialrecurſe beklagten ſich die Petenten, daß die 
Statthalterei das Meritum der Sache bei Seite ließ und etwas wider- 
legte, was Niemand behauptete. Sie beanſpruchten nichts Anderes, 
als daß ſie berechtigt ſeien, die in ihr Gewerbe einſchlagenden Arbeiten 
ſelbſtſtändig auszuführen. Dieſes Recht ftehe ihnen nach § 23 G. O. 
zu und werde ihnen von der Statthalterei abgeſprochen. Wenn die 
Statthalterei von der Wichtigkeit der Vereinigung der verſchiedenen 
Baugewerbe bei Hochbauten ſpreche, fo könne dies wohl von monu⸗ 
mentalen Bauten, nicht aber von Alltagsbauten, wie Wohn- und 
Wirthſchaftsgebäude, gelten. Die Berufung auf das Strafgeſetz ſei 
ganz unſtichhältig; denn die Terminologie des Strafgeſetzes ſei nicht 


maßgebend bezüglich des Umfanges von Gewerben und der Schul- 


dige bei Bauübertretungen werde geſtraft, ob er nun Architekt, Bau⸗ 
meiſter oder Maurermeiſter heiße. Die Recurrenten citiren mehrere 
Decrete des Magiſtrates, womit Maurermeiſtern der Conſeus zu 
Hochbauten ertheilt wurde und begreifen nicht, warum jetzt unmittel⸗ 
bar vor der neuen Gew.⸗Ord. die Zügel ſo ſtraff angezogen werden. 
Zudem beſtehe zwiſchen den Maurermeiſtern in Wien und jenen auf 
dem Lande kein geſetzlicher Unterſchied und ſei es doch notoriſch, daß 
in Provinzſtädten und auf dem Lande allerorts die Maurermeiſter 
alle Hochbauten ausführen und die Pläne unterfertigen. Wie ſo 


konne man in Wien anders vorgehen und die Maurermeiſter ſtrenger 


behandeln? Die Recurrenten halten auch ihren Anſpruch auf den 
Titel Maurermeiſter aufrecht, weil ſie berechtigt ſind, Gehilfen und 
Lehrlinge zu halten und der Magiſtrat ſelbſt dieſe Titulatur durch 
lange Jahre ſtets angewendet habe. 

Ueber dieſe Berufung hat das Miniſterium des Innern unterm 
23. September 1875, 3. 10177 im Einvernehmen mit dem Han— 
delsminiſterium nachſtehende Entſcheidung hinausgegeben: 

„Bei der Frage über den Umfang der Gewerbsrechte des 
Maurergewerbes iſt der § 23 der Gew. Ord. maßgebend und liegt 
die Grenze zwiſchen den Gewerbsrechten der conceſſionirten Maurer 
und jenen der Baumeiſter darin, daß nur die Letzteren befugt ſind, 
einen Hochbau mit Vereinigung der Arbeiten der verſchiedenen Bau⸗ 
gewerbe zu leiten, wobei der Schwerpunkt nicht auf dem Worte: 
„Hochbau“ ſondern auf der „Vereinigung der Arbeiten verichtedener 
Baugewerbe“ liegt. 

Die obengedachten Miniſterien finden daher die recurrirte Statt— 
halterei-Entſcheidung in dieſem Punkte zu beſtätigen und dahin zu 
präciſiren, daß der Beſitzer eines unter dem Beſtande der Gew. Ord. 
von 1859 verliehenen Maurergewerbes gemäß alinea 1 des § 23 
berechtigt iſt, alle in ſein Fach einſchlagenden Arbeiten ſelbſtſtändig 
auszuführen, inſoweit dieſelben nicht ein einheitliches Zuſammenwirken 
mit anderen Baugewerben und deßhalb nach alinea 2 des § 23 die 
Leitung eines Baumeiſters erfordern. 

Hiedurch erhält auch die weitere Beſchwerde der Recurrenten 
bezüglich des Rechtes, ſelbſtſtändig Pläne zu verfaſſen und allein zu 
unterfertigen ihre Löſung dahin, daß ein von einem Maurermeiſter 
verfaßter Bauplan nur dann einer Mitunterzeichnung von Seite 


eines Baumeiſters nicht bedarf, wenn der fragliche Bau ein ſolcher 
iſt, den der Maurermeiſter nach dem oben Vorangeſchickten ſelbſt— 
ſtändig und ohne Leitung eines Baumeiſters ausführen darf. Im 
entgegengeſetzten Falle iſt die Mitunterfertigung des Baumeiſters ſchon 
nach § 7 in Zuſammenhaltung mit den §§ 29 und 31 der Wiener 
Bauordnung unerläßlich, weil nur dieſer den Bau auszuführen be⸗ 
ugt iſt. 

u Di dritte Beſchwerde der Recurrenten, welche gegen ihre in be— 
hördlichen Erläſſen gebrauchte Benennung als „conceſſionirte Maurer“ 
gerichtet iſt, muß zwar als unbegründet zurückgewieſen werden, 
weil dieſer Titel dem Wortlaute der Gewerbeordnung entſpricht. Es 
unterliegt jedoch keinem geſetzlichen Bedenken, daß die Beſitzer von 
Maurergewerben ſich ſelbſt des Titels „Maurermeiſter“ bedienen, und 
daß dieſe Bezeichnung ihnen gegenüber auch von den Behörden an- 


gewendet werde, weil fie als Gewerbsinhaber berechtigt find, Ge 


hilfen und Lehrlinge zu halten und im Verhältniſſe zu dieſen Meiſter 
find, ſowie weil auch bei anderen Gewerbsbeſitzern die Benennung 
„Meiſter“ noch häufig in Anwendung ſteht“. af. 


Die Gemeinde iſt verpflichtet, für jene gerichtlichen Todtenbeſchau⸗ 
koſten aufzukommen, welche den nach der Vorſchrift für gerichtliche 
Todtenbeſchau vom 28. Jänner 1855, R. 

meinde in ſolchem Falle obliegenden Vorkehrungen entprechen. 


Behufs der Obduction der am 4. November 1873 in der 
.. er Aue, Bezirk G. aufgefundenen Leiche des Johann M. 
in der Strafſache wider Anton St. wegen Verbrechens des Raub⸗ 


mordes war die Ueberführung dieſer Leiche nothwendig. Das Landes⸗ 


gericht G. als Strafgericht hat unterm 21. September 1874 im 
Sinne des § 9 der Todtenbeſchau⸗Ordnung vom 28. Jänner 1855, 
(R. G. Bl. Nr. 26) von der Gemeinde O. als Ortspolizeibehörde 


die Refundirung der für die Verwahrung und den Transport der 
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G. Bl. Nr. 26 der Ge⸗ 


an den Ort der Beſchau erwachſenen Koſten per 3 fl. und zwar auf 
Grund der 8$ 9, 27 und 28 der Vorſchrift für die Vornahme der 
gerichtlichen Todtenbeſchau (R G. Bl. vom Jahre 1855, Nr. 26) die 
Koſten für das Leichentuch per 2 fl. 50 kr. auf Grund des § 28, 
und die Koſten für die Kerzen per 20 kr., wobei angenommen wird, 
daß die Beſchau und die Aufnahme des Befundes bei Kerzenlicht 
ſtattgefunden hat, auf Grund der §§ 9 und 27 obiger Vorſchrift 
durch die Gemeinde O. zu tragen find. Daraus nämlich, daß der 
Gemeindevorſteher für die gehörige Uebertragung der Leiche an den 
zar Vornahme der Beſchau geeigneten Ort, deren Bedeckung mit 
einem Tuche, die zur Befundsaufnahme nöthigen Schreibrequiſtten 
und für ein zur Hilfeleiſtung bei der Beſchau verwendbares Indivi⸗ 
duum zu ſorgen, ſowie überhaupt die hiezu erforderlichen Vor— 
bereitungen zu veranlaſſen hat, muß gefolgert werden, daß er auch 
für Rechnung der Gemeinde die mit dieſer Beſorgung verbundenen 
Auslagen zu beſtreiten hat. Hingegen wird dem Recurs der Gemeinde 
O. gegen die Statthaltereientſcheidung vom 5. Juni 1875 inſoweit 
Folge gegeben, als die Gemeinde den unter den aufgerechneten 3 fl. 
und 60 kr. enthaltenen Botenlohn aus Anlaß der Herbeiholung der 
Recognoscirungszeugen nicht zu tragen hat, da die Koſten für Boten: 
gänge zur Herbeiholung der Identitätszeugen unter die vom Staate 
vorzuſchießenden Auslagen gehören, deren Rückerſatz nur nach den 
Beſtimmungen der Strafproceßordnung platzgreift. Inſoweit aber 
unter jenen 3 fl. auch die Entlohnung für Beihilfe bei Hebung und 
Ueberführung der Leiche begriffen iſt, hat dieſe Auslage als mit dem 
Leichentransport verbunden, allerdings die Gemeinde zu treffen. Hier 
nach wird es Sache der k. k. Statthalterei ſein, zu erheben und zu 
beſtimmen, ob und welchen Betrag von den eben erwähnten 3 fl. die 
Gemeinde zu erſetzen hat“. a 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Honorar-Legationsſecretäre Leopold Freiherrn 


Leiche erwachſenen Koſten an den Inquiſttionskoſtenverlag angeſprochen. v. Gudenus u. Maximilian Graf Seilern zu wirklichen Legationsfecretaren 


Dieſe Koſten ſpecificiren ſich nach Abſchlag eines bereits von der 
Gemeinde R. hereingebrachten Theilbetrages von 8 fl. 60 kr., wie 
folgt: 1. Für die Beiſtellung der Fuhr von der O. .. . er Aue in 
die Todtenkammer zu H. und zurück 3 fl. 2. Für die Beiſtellung 
eines Leichentuches zur Uebertragung der Leiche 2 fl. 50 kr. 3. Für 
den Botenlohn von O. nach B. und K., behufs Verſtändigung der 
Joſefa M. und Beihilfe bei Aushebung und Ueberführung der Leiche 
3 fl. 4. Für den Botenlohn nach H., behufs Vorladung der Joſefa 
M. zum gerichtlichen Augenſcheine 60 kr. 5. Für beigeſtellte Kerzen 
20 kr., Summa 9 fl. 30 kr. 

Die Gemeinde O. lehnte die Refundirung aus dem Grunde 
ab, weil die Gemeinde nach der Todtenbeſchauordnung ex 1855 nur 
die Vorkehrungen zur gerichtlichen Todtenbeſchau zu beſorgen, 
keineswegs aber die diesfälligen Koſten zu beſtreiten habe. 

Das Landesgericht wendete ſich nun wegen Einbringung des 
Betrages von 9 fl. 30 kr. an die Bezirkshauptmannſchaft G., welche 
jedoch mit Zuſchrift vom 6. December 1874 die Einbringung aus 
den von der Gemeinde geltend gemachten Gründen ablehnte. 

Das Landesgericht wendete ſich hierauf um Refundirung der 
in Frage ſtehenden Koſten an die ſteiermärkiſche Statthalterei. Dieſe 
erkannte mit Erlaß vom 8. Juni 1875, daß die Gemeinde O. zur 
Refundirung der Leichentransports- und Agnoscirungskoſten per 9 fl. 
30 kr. an den Ingquiſitionsfond verpflichtet ſei, weil die in § 9 der 
Verordnung vom 28. Mai 1855 (R. G. Bl. Nr. 26) aufgeführten 
Obliegenheiten des Gemeindevorſte hers, im Zuſammenhalt 
dieſes Paragraphes mit den folgenden §§ 27 und 28 als von der 
Gemeinde entweder in natura oder durch Rückerſatz zu 
tragende Leiſtungen anzuſehen ſeien; die in der Rechnung des 
Landesgerichtes enthaltenen Poſten ſeien aber ſolche, welche von der 
Gemeinde entweder nach obiger Verordnung oder aus dem Titel der 
Localpolizei zu tragen ſeien; zu den letzteren gehören insbeſondere die 
durch die Agnoscirung erwachſenen Koſten, da die Agnoscirung auch 
im Falle einer fanitätspolizeilichen Obduction hätte erfolg en müſſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Gemeinde O. in offener 
Friſt den Miniſterialrecurs ein. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 24. September 
1875, 3. 13.213 erkannt: „Der Berufung der Gemeinde „O. wird 
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befördert, ferner den unbeſoldeten Attahes, Honorar.-Legationsſecretären Dr. 
Franz Schießl, Rüdiger Freiherrn v. Biegeleben u. Joſeph Graf Wodzicki 
beſoldete Attachépoſten verliehen und die unbeſoldeten Attahes Pilipp Graf 
Saint⸗Genois und Alfons Freiherrn v. Pereira zu Honorar⸗-Legattonsſecre⸗ 
tären ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Concipiſten Guſtav Prinzen zu 
Thurn u. Taxis die k. k. Kämmererswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzprocuraturs⸗Secretär Dr. Johann 
Kapeller in Linz tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel u. Charakter eines Regierungsrathes 
bekleideten Oberinſpector der Generalinſpection der bſterreichiſchen Eiſenbahnen 
Guſtav Grünebaum den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsamter⸗Directionsadjuncten im Miniſterium 
des Aeußern Victor Herzog das Ritterkreuz des FranzJoſeph⸗Ordeus verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath im Finanzminiſterium Anton 
Ritter v. Niebaner zum kaiſ. Bankcommiſſär bei der priv. öſterr. National- 
bank, und den Finanzrath Dr. Friedrich Ritter v. Geiringer Winterſtein zum 
Stellvertreter des kaiſ. Bankcommiſſärs ernannt. - 

Der Minifter des Aeußern hat den Directionsadjuncten daſelbſt Pius 
Mayrhofer zum Director des Einreichungsprotokolles und den mit Titel und 
Charakter eines Directionsadjuneten bekleideten Hof. und Miniſterialoffieial 1. El. 
Adam Ritter v. Tuſtanowski zum wirklichen Hilfsämter-Directionsadjuncten 
in dieſem Miniſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkhauptmannsſtelle bei der nied.⸗öſterr.Statthalterei mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 10. November. (Amtsbl. Nr. 241). 

Oberbaurathsſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei mit der ſechsten 
Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 241). 

Probirersſtelle bei der Pribramer Hauptwerksverwaltung in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 14. November. (Amtsbl. Nr. 243). 

Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden 
Niederbſterreichs, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 243). 

Oberförſtersſtelle bei der Wiener k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 
der neunten, eventuell eine Förſterſtelle in der zehnten oder eine Forſtafſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 243). 

Secundararztesſtelle in der nied.⸗öſterr. Landesfindelanſtalt zu Wien mit 
600 fl. jährlich und Naturalquartier (Amtsbl. Nr. 244). 

Zwei Forſtaſſiſtentenſtellen bei der Salzburger Forft- und Domänendirection 
mit der eilften Rangsclaſſe (Amtsbl. Nr. 244). 

Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection für 
Kärnten, Krain, Küſtenland und Dalmatien mit der eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
November. (Amtsbl. Nr. 246). 


4 Rechnungsprakticanteuſtellen im Landesvertheidigungs⸗Miniſterium mit 


inſoweit keine Folge gegeben, als die durch Uebertragung der Leiche old juten von je 300 — 400 fl., bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 246). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


